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Seit 1989 bündeln PatientIn-
nenstellen und -Initiativen bun-
desweit ihre Ressourcen und 
Kompetenzen, um als BAGP 
effektiver handeln zu können. 
Kern der Arbeit ist die Informa-
tion, Beratung und Beschwer-
deunterstützung von Versi-
cherten und PatientInnen bei 
gesundheitlichen Fragen und 
Problemen mit Institutionen 
oder Anbietern im Gesund-
heitswesen. 
Zentrales Ziel der BAGP ist ein 
soziales, solidarisches, demo-
kratisches, nicht hierarchisches 
Gesundheitssystem, in dem 
PatientInnen und Versicherte 
gleichberechtigte PartnerIn-
nen sind. Die BAGP setzt sich 
gemeinsam mit anderen Pati-
entenorganisationen und wei-
teren BündnispartnerInnen für 
dieses Ziel ein. 

In einer gemeinsamen Stellungnahme vom 
06.02.2012 kritisierten die maßgeblichen Patien-
tInnenorganisationen auf Bundesebene (Deutscher 
Behindertenrat, BAG PatientInnenstellen, DAG 
Selbsthilfegruppen, VZBV) bereits den Referen-
tenentwurf für ein PatientInnenrechtegesetz des 
Bundesministeriums der Justiz und des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit, weil er nicht über den 
Status quo hinausgeht. 
Mehrere Themen, die im Grundsatzpapier genannt 
wurden und zur Verbesserung der Position von 
PatientInnen beitragen sollten, wurden gar nicht 
oder unzureichend aufgegriffen. 
Vollständig fehlen die angekündigten Regelungen 
zur Vereinheitlichung der Schlichtungsverfahren 
und zur Stärkung der Verfahrensrechte von Pati-
entInnen in (außer-) gerichtlichen Auseinander-
setzungen.
Auch mit den Krankenkassen befinden sich die 
PatientInnen noch lange nicht auf Augenhöhe und 
müssen sich oft zermürbenden Widerspruchs- und 
Verhandlungsverfahren aussetzen, um ihre legiti-
men Kostenansprüche durchzusetzen.
Die angekündigten Maßnahmen zur Stärkung der 
Rechte gegenüber den Leistungserbringern und 
Kostenträgern sind somit unzureichend ausgestal-
tet und bleiben erheblich hinter den Erwartungen 
und dem Bedarf der PatientInnen zurück. 

Die BAGP verweist hier noch einmal auf ihre aus-
führlichen Stellungnahmen vom 13.05.2011 und 
09.03.2012 zum „Grundlagenpapier Patientenrech-
te in Deutschland“ des Patientenbeauftragten der 
Bundesregierung und der Bundesministerien für 
Gesundheit und für Justiz sowie zum Referenten-
entwurf. Der nun am 24.05.2012 vom Bundeska-
binett verabschiedete Gesetzesentwurf bringt im 
Gegensatz zur Ankündigung und ungeachtet un-
serer damaligen Kritiken nur geringfügige Ände-
rungen des Referentenentwurfs vom Januar mit 
sich. Es gibt weiterhin keinerlei Verbesserungen 
für die Rechte von PatientInnen und Versicherten. 

Die BAGP erhält ihre Kritikpunkte somit auch 
am neuen Gesetzesentwurf des Bundeskabi-
netts aufrecht, die sie wie folgt zusammen-
fasst:
• Die angekündigte „Transparenz und Rechtssi-

cherheit“ hat keine Umsetzung gefunden. Die 
Strukturierung des Entwurfs wird dem An-

spruch, dass PatientInnen ihre wichtigsten Rech-
te im Gesetz nachlesen können, nicht gerecht.

• Die Situation für PatientInnen im Falle eines Be-
handlungsfehlers oder als Opfer von schädlichen 
Medizinprodukten ist durch den neuen Entwurf 
nicht verbessert worden.

• Eine sanktionsbewehrte, verkürzte Leistungsent-
scheidung der GKV verhindert weiterhin keine 
willkürlichen und intransparenten Entscheidun-
gen der Kostenträger. Das Recht auf Selbstbe-
schaffung nach Fristverstreichung ist für kranke, 
bedürftige PatientInnen oft eine Überforderung 
und Zumutung.

• Daher ist nicht zu erwarten, dass durch das Pa-
tientenrechtegesetz weniger gegen Ärzte oder 
Krankenkassen prozessiert und die Verfahrens-
dauer verkürzt werden könnte.

• Es gibt kein uneingeschränktes Einsichtsrecht in 
die Krankenakten. Bei Verweigerung der Akten-
einsicht oder bei falscher Dokumentation drohen 
keine Sanktionen.

• Über vermutete Behandlungsfehler hat der Arzt 
den Patienten nur dann zu informieren, wenn 
der Patient den Arzt danach fragt.

• Es gibt keine einzige neue Beweiserleichterung 
/ Beweislastumkehr.

• Die BAGP fordert die Pflicht der gesetzlichen 
(und privaten) Krankenkassen, die PatientInnen 
bei der Aufklärung vermuteter Behandlungsfeh-
ler zu unterstützen.

• Ebenso fordert die BAGP bei gerichtlichen Ver-
fahren die Amtsermittlung, d.h. die gerichtliche 
Pflicht zur Aufklärung eines Behandlungsfehlers.

• Die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche 
aus der Arzthaftung ist viel zu kurz.

• Es fehlen Regelungen zu einem reformierten 
Gutachterwesen.

• Die Schlichtungsverfahren bedürfen der Um-
gestaltung.

• Es sind keine Regelungen zu einem Schadens-
ausgleich durch einen Härtefonds vorgesehen, 
wie die BAGP ihn fordert. 

• Es fehlen Regelungen zur Barrierefreiheit von Pa-
tienteninformationen und in der medizinischen 
Versorgung gemäß der UN-BRK. Ebenso fehlt 
die sprachliche Barrierefreiheit gegenüber Mi-
grantInnen.

• Es mangelt an Bestimmungen zur Medizinpro-
dukteprüfung.
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